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Dr. Cornelia Gassner und Kurt Korner - FBP-Regierungskandidaten 
Der FBP-Landesvorstand nominierte zwei Regierungsmitglieder- FBP-Parteitag am Montag wird definitiv darüber entscheiden 

Dem FBP-Parteitag am Montag 
abend, der im Vaduzer Saal stattßn-
det, liegen die Nominationen für zwei 
Regierungsmitglieder vor, nachdem 
der FBP-Parteitag in Eschen bereits 
Markus Büchel zum Kandidaten für 
das Amt des Regierungschefs einhellig 
nominierte. Der FBP-Vorstand sprach 
sich für die Kandidatur von Dr. Corne
lia Gassner und Kurt Korner als Re
gierungsmitglieder aus. Der Parteitag 
wird über diese Nominationen endgül
tig befinden. 

Markus  Büchel  ha t  sich i n  d e n  ver
gangenen Wochen als kompe ten te r  
Kandida t  für  das  A m t  des  
Regierungschefs profiliert,  d e r  zu den  
grundlegenden Fragen  d e r  Gegen
war t  und  d e n  Herausforderungen  d e r  
Z u k u n f t  k l a r  Stellung bezog. I h m  zur  
Seite stellte d e r  FBP-Vorstand als 
weitere Regierungsmitgl ieder  eine 
F rau  aus d e m  Wahlkreis  Unte r land  
sowie e inen  M a n n  aus d e m  Wahlkreis 
Ober l and .  

Dr. Cornelia Gassner  ist Juristin und 
arbei tet  neben ihren familiären Ver
pflichtungen in e iner  Rechtsanwalts
kanzlei in Vaduz. Kurt  Korner war 
früher Reallehrer,  später  Schulinspek
to r  für die weiterführenden Schulen 
und anschliessend Ressortleiter im 
Schulamt. Nach seinem Ausscheiden 
aus dem Staatsdienst baute e r  als 

Der FBP-Landesvorstand nominierte Dr. Cornelia Gassner und  Kurt Korner als Kandidaten f ü r  die künftige Regierung. Zu
sammen mi t  Markus Büchel, dem FBP-Kandidaten f ü r  das A m t  des Regierungschefs, bilden diese zwei Kandidaten ein star
kes Team f ü r  die Arbeit in der Regierung. (Bild: Beat Schürte) 

selbständiger Unte rnehmer  ein Bera
tungsgeschäft auf, 

Z u r  Landtagsmannschaft ,  die e ine  
breite Abstützung in d e r  Bevölkerung 
aufweist u n d  als echte Volksvertre

tung bei Wahlen antritt,  präsentiert  
die F B P  nun e ine  starke Mannschaft 
für die Regierung. Erstmals nominiert 
eine Partei in unserem Land eine Frau 
in die Regierung, nachdem Frauen als 
stellvertretende Regierungsrätinnen 

bereits  Erfahrung in d e r  Regierungs
arbeit  sammeln konnten .  

Die Kandidatur von Dr. Cornelia 
Gassner und Kurt Korner  wird am 
Montag abend dem Parteitag im Vadu
zer  Saal zur  Genehmigung vorgelegt. 

Welche Förderungsrolle erhält der Wirtschaftsförderungsfonds? 
Neufassung der förderungswürdigen Massnahmen durch den Landtag - Aber Kompetenz zur Ausschüttung der Mittel liegt bei der Regierung 

(G.M.) - Der Staat besitzt seit 1979 ei
nen Wirtschaftsförderungsfonds, der je
doch seit Jahren keine Äufnung mehr 
erfahren hat. Über Antrag der FBP-
Fraktion wurde das Gesetz über diesen 
Fonds zwar geändert, doch Vorstellun
gen über den sinnvollen Einsatz dieser 
Mittel liegen offenbar keine vor. Nach 
welchen Kriterien werden künftig Mittel 
aus dem Wirtschaftsförderungsfonds 
vergeben? 

«Die Mittel des Wirtschaftsförde
rungsfonds dienen d e r  Finanzierung för
derungswürdiger Massnahmen zu r  Mil
derung  wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
u n d  zur  langfristigen Sicherung von A r 
beitsplätzen.» Diese Zweckbest immung 
enthäl t  das  Gesetz übe r  den  Wirtschafts
förderungsfonds, die  erläutert  wird 
durch  «förderungswürdige Massnah
men»,  die allerdings recht  unbest immt 
erscheinen. Jedenfalls unterliess e s  d e r  
Landtag  nach verschiedenen vergebli
chen Versuchen in d e r  Dezember-Sit
zung, genauere  Begriffe einzuführen, 
womit  de r  Regierung ein breites Spek
t rum an Möglichkeiten geboten wird, 
u m  die Förderungsmittel  einzusetzen. 

Wirtschaftsförderung bedeutet  auch 

Strukturpolitik, meinte die FBP-Abge-
ordnete  E m m a  Eigenmann,  als E n d e  
1990 ein FBP-Postulat  über  eine Über 
prüfung der  gesetzlichen Bestimmungen 
des  Wirtschaftsförderungsfonds einge
reicht wurde. Struktürpolitik allerdings, 
zumindest im eigentlichen Sinne des  
Wortes, wurde in den  vergangenen Jah
ren  seit der  Bildung des Wirtschaftsför
derungsfonds nicht betrieben. D a  nicht 
einmal im Sinne des Gesetzes Mittel aus
gegeben wurden,  besteht  für die nähe re  
Zukunf t  die Befürchtung, dass bei  e iner  
allfälligen Finanzierung förderungswür
diger Massnahmen das Ziel verfehlt 
wird. 

In einer Ze i t  de r  konjunkturellen A b -
schwächung besteht  nämlich die Nei
gung, für kurzfristige Massnahmen Hil
festellungen zu leisten. Die  Mittel des  
Wirtschaftsförderungsfonds sollten j e 

doch nicht zur  Konjunkturankurbelung 
aufgewendet werden, sondern d e r  lang
fristigen Sicherung de r  Arbeitsplätze 
dienen. Strukturpolitische Massnahmen 
indessen erfordern ein D e n k e n  in  län
gerfristigen Zei träumen,  so  dass  die G e 
fahr besteht ,  dass die Talsohle einer  
Konjunkturschwankung bereits  über
wunden ist, bis die eingesetzten Mittel  
erste Früchte tragen. 

F ü r  konjunkturelle Stützungsmass-
nahmen  erscheint überdies die  Dot ie 
rung des  Wirtschaftsförderungsfonds zu 
gering, d e n n  Ende 1991 befanden sich in 
diesem Fonds knapp 8,4 Mio. Fr. Interes
sant dabei  ist, dass seit 1983 keine Einla
gen m e h r  gemacht wurden, obwohl gera
de  die i n  d e n  achtziger Jahren  b lühende  
Hochkonjunkturphase ein besonders ge
eigneter  Zeitraum gewesen wäre, u m  ei

nerseits d a n k  reichlich zufliessender Fis
kalmittel- diesen Fonds aufzustocken. 
Anderseits hätten die Förderungsmass-
nahmen in vorsorglicher Weise und  in 
langfristiger Ausrichtung zu j e n e m  Zei t 
punkt  beginnen müssen, damit  die  
Strukturmassnahmen in der  jetzigen 
Phase d e r  Konjunkturabschwächung 
greifen könnten .  

Solche Gedanken  lagen de r  Wirt
schaftspolitik d e r  letzten Jahre offen
sichtlich fern. Ers t  mit  dem FBP-Vor-
stoss im Landtag  wurde gefordert,  «kon
krete Zielsetzungen in das  Gese tz  ü b e r  
den  Wirtschaftsförderungsfonds aufzu
nehmen.» Diese Zielsetzungen sind frei
lich derar t  unbestimmt ausgefallen, dass 
von  der  Annahme ausgegangen werden  
kann, für die derzeitige Konjunkturab
schwächung müsse noch o h n e  Wirt-
schaftsförderung ausgekommen werden.  

Erstmals Schweizer Langlauftitel nach Liechtenstein 
Markus Hasler gewann gestern in La Fouly die Goldmedaille über 30 Kilometer 

(ch) - In La Fouly, im Wallis, wurde 
gestern ein weiterer Meilenstein in der 
liechtensteinischen Sportgeschichte ge
schrieben: Erstmals geht ein Schweizer 
Langlauf-Meistertitel in unser Land! 
Der 22jährige Eschner Markus Hasler 
liess im 30-Kilometer-Bewerb die 
Schweizer Langlauf-Elite hinter sich und 
holte die Goldmedaille nach Liechten
stein. 

Hasler  dominierte bei sonnigem Wet
t e r  und  schnellen Verhältnissen diese Ti
telkämpfe vom ersten Kilometer  weg. 
D e r  Eschner, von 1988 bis 1991 berei ts  
viermal Schweizer Juniorenmeister,  lag 
im Ziel eine halbe Minute vor Jeremias  
Wigger und  g u t  eine Minute vo r  d e m  
drittplazierten Jürg  Capol. Markus  Has
ler wertet  diesen Schweizer Meistertitel 
als bislang grössten Erfolg in seiner  noch 
jungen  Laufbahn. N u n  möchte  d e r  
Liechtensteiner seine Medaillensamm
lung a m  kommenden  Wochenende bei  
den  Bewerben übe r  10 und  15 k m  erwei
tern.  Hasler  zählt  jedenfalls auch dor t  zu 
den  absoluten Topfavoriten. 

Einen ausführlichen Bericht sowie ein 
Interview m i t  d e m  neuen Schweizer 
Meister  f inden Sie im Sportteil. 

Ein Liechtensteiner als Schweizer Langlaufmeister über 30 Kilometer: Markus 
ler freut sich Uber seinen Sieg gestern in L a  Fouly. 

Has-

KOMMENTAR 
Die Zeiten ändern sich, teilweise än

dern sich auch die Bewertungen. In ver
gangenen Jahren konnte die V U  mit  der 
Förderung des öffentlichen Verkehrs 
nicht viel anfangen, doch zwei Wochen 
vor den Wahlen entdeckte sie plötzlich 
eine «Qualitäts- und  Angebotssteige
rung» bei den Postautos. Die flächen- . 
deckende Werbung f ü r  die eigene Sache 
erfasste somit auch jenes Ressort der Re
gierung, das - von FBP-Regierungsrat 
Wilfried Büchel geführt - in der Ver
gangenheit nur  Kritik entgegennehmen 
durfte. 

War noch vor kurzem die Förderung 
des öffentlichen Verkehrs f ü r  die V U  «ein 
teurer Spass», so werden jetzt die A u f 
wendungen von 8,5 Millionen Franken 
im Jahr als Positivum verbucht. Allein an 
diesen Ausgaben lasse sich absehen, be
merkte das «Vaterland» mit stolzer Wahl-

Positives entdeckt 

kampf-Gebärde, «dass der öffentliche 
Verkehr in diesen Jahren stark ausgewei
tet wurde, indem insbesondere das Ange
bot und der Fahrplan attraktiver gestaltet 
wurden.» 

Das früher mit skeptischer Distanz be
obachtete Bemühen, neben der Verbesse
rung des Angebots an öffentlichem Ver
kehr im Inland auch die Region mitein-
zubeziehen, wird derzeit als «regionale 
Einbindung» besonders hervorgehoben. 
Erwähnung findet, ohne dass die Ur
heber erwähnt werden, die Zusammenar
beit mit dem Kanton St. Gallen und dem 
Bundesland Vorarlberg, die ergeben 
habe, dass «Verbesserungen möglich» 
seien. 

Im Gegensatz zum Darlehens-Skandal, 
wo die Mitverantwortung der zwei FBP-
Regierungsmitglieder jeweils speziell un
terstrichen wird, erscheint beim Lei
stungsausweis derzeit lediglich die Regie
rung in ihrer Gesamtheit. Die VU will ei
nen «fairen und sachlichen Wahlkampf» 
führen, hat das VU-Präsiditim verlauten 
lassen. Diese Vorstellung verträgt offen
sichtlich keine Differenzierungen - und  
was früher zur Abqualifizierung freige
geben war, dient heute dem eigenen Lei-
stungsäusweis. 

Das bisher Geleistete soll sogar noch 
überboten werden. Helmuth Matt, bishe
riges Mitglied der VU-Fraktion im Land
tag, machte den bedenkenswerten Vor
schlag, in den närrischen Tagen sogar 
freie Fahrt f ü r  alle zu propagieren. «Per
sönlich würde ich es begrüssen, wenn 
während der Fasnacht vom Schmutzigen 
Donnerstag bis Aschermittwoch die Post
aulos gratis verkehren und während der 
Nachtzeiten vermehrt Kurse angeboten 
würden.» 

Zweifellos würde die Verwirklichung 
dieses Vorschlags z u  einer höheren Fre
quenzauslastung der Postautos fuhren. 
A u f  der anderen Seite könnte man sich 
auch fragen, ob der Staat wirklich keine 
wichtigeren Aufgaben mehr hat, als 
Nachtschwärmer durch Gratisbusse ein
sammeln und nach Hause fahren zu  las
sen. Der Umsteigeeffekt, der bislang im
mer  wieder bemängelt wurde, könnte in
des mit grosser Wahrscheinlichkeit geför
dert werden, zumal auch jene in den Ge-
nuss von Gratisfahrten kämen, die keinen 
Führerschein (mehr) besitzen. Nun ist die 
Regierung am Zug, schnöde finanzielle 
Erwägungen gegenüber sozialen Erfor
dernissen anzustellen. (Günther Meier) 

Transitabkommen 
in Kraft getreten 

Bern ( A P )  Das  Transitabkommen zwi
schen d e r  Schweiz und d e r  Europäischen 
Gemeinschaft  ( E G )  ist in Kraft getreten.  
Wie das Eidgenössische Verkehrs- und  
Energiewirtschaftsdepartement ( E V E D )  
mitteilte, wurden die Ratifizierungsur
kunden  am Freitag ausgetauscht.  

D e r  Transitvertrag, d e r  nicht mit d e m  
E W R  verbunden ist. ermöglicht d e r  
Schweiz, an ihrer 28-Tonnen-Limite so
wie a m  Nacht-  und Sonntagsfahrverbol 
für  schwere B r u m m e r  festzuhalten. 


